
Betreuer, die schon vor dem 
01.01.2020 beruflich 
Betreuungen geführt haben
(vor dem 01.01.2023 bereits 
mindestens drei Jahre als 
Betreuer tätig)

Antrag auf Registrierung und 
Nachweis der Voraussetzungen 
(außer Sachkunde) bis zum 
30.06.2023, § 32 Abs. 1 BtOG; 
keine Überprüfung der 
Voraussetzungen des § 23 Abs. 
1 Nr. 1 und 2 BtOG vorläufig 
registriert.

Keine Sachkunde erforderlich
 § 32 Abs. 1 S. 1 BtOG 

davon auszugehen, 
dass sie über die nach 
§ 23 Abs. 1 Nr. 2 
erforderliche 
Sachkunde verfügen

Betreuer, die nach dem 
31.12.2019, aber vor dem 
01.01.2023 erstmals beruflich 
Betreuungen geführt haben
(noch keine drei Jahre ab 
erstmalige 
Betreuerbestellung)

Antrag auf vorläufige 
Registrierung nach § 32 Abs. 1 
BtOG, ohne Überprüfung der 
Voraussetzungen des § 23 
Abs.1 Nr. 1 und 2 BtOG und 
Nachweis der Voraussetzungen 
(außer Sachkunde) bis zum 
30.06.2023

Die vorläufige Registrierung ist 
bis zum 30.06.2025 befristet, 
bis dahin muss die 
erforderliche Sachkunde 
nachgewiesen werden, § 24 
Abs. 1 S. 2 Nr. 5 BtOG  bis zur 
Entscheidung gelten die 
Betreuer als vorläufig 
registriert (ohne Antrag!);
erfolgt der Nachweis nicht, hat 
die Betreuungsbehörde die 
Registrierung nach § 27 BtOG 
zu widerrufen, § 32 Abs. 2 S. 2 
und 3 BtOG

Die Tätigkeit wird erst ab dem 
01.01.2023 aufgenommen

Die Registrierung muss vor 
Aufnahme der Tätigkeit erfolgt 
sein
 es gilt das normale 
Registrierungsverfahren nach 
§§ 23 ff. BtOG
__________________________
Ausnahme: Es gibt nachweislich 
noch keine ausreichenden 
Angebote von 
Sachkundekursen, dann kann 
(nicht: muss!) eine vorläufige 
Registrierung erfolgen, sofern 
die übrigen Voraussetzungen 
vorliegen

Die Registrierung kann 
grundsätzlich erst ab Nachweis 
der erforderlichen Sachkunde 
erfolgen
__________________________
Die vorläufige Registrierung ist 
bis zum 30.06.2025 befristet, 
bis dahin muss die 
erforderliche Sachkunde 
nachgewiesen werden.

Die Behörde kann aber auch 
eine kürzere Frist bestimmen.

Mitarbeiter von 
Betreuungsvereinen

Für Mitarbeiter von 
Betreuungsvereinen gelten 
grundsätzlich die gleichen 
Regeln, wie für selbständige 
Berufsbetreuer.

_________________________

Eine Ausnahme gibt es, wenn 
die Sachkunde nicht 
vollständig, aber in 
wesentlichen Teilen 
nachgewiesen werden kann 
und Anleitungen und Kontrolle 

Sachkundenachweis s.o.

__________________________

Die vollständige Sachkunde 
muss innerhalb eines Jahres 
nach der Registrierung 
nachgewiesen werden, erfolgt 
dies nicht, ist die Registrierung 
zu widerrufen.



durch einen registrierten 
Vereinsbetreuer sichergestellt 
ist. Dann können auch 
Mitarbeiter als Berufsbetreuer 
registriert werden, die erst ab 
dem 01.01.2023 mit der 
Tätigkeit als Vereinsbetreuer 
beginnen wollen.

Die Frist kann verlängert 
werden, wenn der 
Vereinsbetreuer ohne 
Verschulden an dem 
rechtzeitigen Erwerb der 
vollständigen Sachkunde 
gehindert war.

Zur Vergütung:

§ 19 Ansprüche von Betreuern, die vor Inkrafttreten des Betreuungsorganisationsgesetzes bereits 
berufsmäßig Betreuungen geführt haben

(1) Für berufliche Betreuer, die bis einschließlich 1. Januar 2023 seit weniger als drei Jahren 
berufliche Betreuungen führen, gilt § 4 Absatz 2 bis 4 des Vormünder- und 
Betreuervergütungsgesetzes vom 21. April 2005 (BGBl. I S. 1073, 1076), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 22. Juni 2019 (BGBl. I S. 866) geändert worden ist, in der bis einschließlich 31. 
Dezember 2022 geltenden Fassung, bis sie ihre Sachkunde nach § 32 Absatz 2 Satz 2 des 
Betreuungsorganisationsgesetzes gegenüber der Stammbehörde nachgewiesen haben.

(2) Soweit durch Landesrecht auf der Grundlage von § 11 des Vormünder- und 
Betreuervergütungsgesetzes vom 21. April 2005 (BGBl. I S. 1073, 1076), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 22. Juni 2019 (BGBl. I S. 866) geändert worden ist, in der bis einschließlich 1. 
Januar 2023 geltenden Fassung oder von § 2 des Berufsvormündervergütungsgesetzes vom 25. Juni 
1998 (BGBl. I S. 1580, 1586), das zuletzt durch Artikel 29 des Gesetzes vom 13. Dezember 2001 (BGBl. 
I S. 3574) geändert worden ist, in der bis einschließlich 30. Juni 2005 geltenden Fassung 
Prüfungsleistungen mit Abschlüssen gleichgestellt sind, sind die Prüfungsleistungen bei der 
Feststellung, nach welcher Vergütungstabelle sich die Vergütung richtet, im Verfahren nach § 8 
Absatz 2 und 3 entsprechend zu Grunde zu legen.






